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B a u r e c h t  
Einbau nicht genormter Fenster:  

Werklieferungsvertrag 
OLG Koblenz, B.v. 04.06.2013 - 3 U 1521/12 

LEITSAT Z  
1. Verpflichtet sich ein Fensterbauunternehmen nach Vornahme 
eines Aufmaßes zur Lieferung und Einbau von passgenauen und 
nicht genormten Fenstern, die individuell für das Bauvorhaben 
hergestellt werden müssen, handelt es sich dabei um einen Werk-
lieferungsvertrag nicht vertretbarer Sachen. 
2.-3. (...) 

PRAXI SH INWEIS  
Hat ein Vertrag die Lieferung herzustellender oder zu erzeugender 
beweglicher Sachen zum Gegenstand, sind auf das Vertragsver-
hältnis gemäß § 651 BGB die Vorschriften des BGB-Kaufrechts 
anzuwenden. Soweit es sich dabei um nicht vertretbare Sachen 
handelt, sieht § 651 BGB ergänzend vor, dass einzelne 
Regelungen des Werkvertragsrechts Anwendung finden.  
In der Praxis bereitet die Beurteilung der Voraussetzungen des 
§ 651 BGB häufig Schwierigkeiten. Dies kann dazu führen, dass 
die Vertragsparteien ein Vertragsverhältnis nach den Grundsätzen 
des Werkvertragsrechts abhandeln, obwohl tatsächlich Kaufrecht 
Anwendung findet. Im vorliegenden Fall betont das Gericht, dass 
die Fenster individuell für das Bauvorhaben des Beklagten her-
gestellt werden mussten. Ein zwischen den Parteien vereinbarter 
Aufmaßtermin sei nur dann erforderlich, wenn eine individuelle 

Leistung und damit 
nicht „genormte” 
Fenster geschuldet 
seien. Aus diesem 
Grund handele es 
sich um einen so-
genannten Werk-

lieferungsvertrag, 
sodass gemäß 
§ 651 Satz 2 BGB 
einzelne Vor-
schriften des Werk-
vertragrechts 
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anzuwenden sind. 
 

Verjährung von Mängelansprüchen  
nach Mangelbeseitigung 
BGH, B.v. 16.05.2013 - VII ZR 63/11 

LEITSAT Z  
1. Beseitigt der Auftragnehmer im VOB-Vertrag 
hervorgetretene Mängel, beginnt die zweijährige 
Verjährung für diese Leistungen (VOB/B § 13 
Nr. 5 Abs. 1 Satz 3 a.F.) erst nach Beendigung 
und Abnahme der Mängelbeseitigungsarbeiten.* 
2. Kommt es nicht zu einer Abnahme der Män-
gelbeseitigungsleistungen, endet die während der 
Dauer der Mängelbeseitigung eingetretene 
Hemmung der Verjährung, wenn der Auftrag-
nehmer die (weitere) Mängelbeseitigung end-
gültig verweigert.* 

PRAXI SH INWEIS  
Führt ein Unternehmen während der Gewähr-
leistungszeit Nachbesserungsarbeiten durch, 
beginnt im VOB-Vertrag nach Abnahme dieser 
Mängelbeseitigungsleistungen eine zweijährige 
Verjährungsfrist für diese Leistungen. Voraus-
setzung dieser neuen Verjährungsfrist ist nach 
der Rechtsprechung des BGH, dass der Auftrag-
geber die Mängelbeseitigungsarbeiten zuvor ab-
genommen hat. In dem Beschluss stellt der BGH 
fest, dass es an einer solchen Abnahme der 
Mängelbeseitigungsleistungen fehlt. Vielmehr 
forderte der Auftraggeber den Auftragnehmer 
noch zweimal zur Nachbesserung auf, woraufhin 
dieser weitere Gewährleistungsarbeiten endgültig 
verweigerte. 
 

Leistungsverweigerungsrecht  
des Hauptunternehmers 
BGH, U.v. 01.08.2013 - VII ZR 75/11 

LEITSAT Z  
Dem Hauptunternehmer steht das Leistungsver-
weigerungsrecht wegen Mängeln der Werk-
leistung des Nachunternehmers grundsätzlich 
unabhängig davon zu, ob er die gleiche Leistung 
seinem Besteller versprochen und geleistet hat, 

und auch unabhängig davon, ob der Besteller 
ihm zustehende Ansprüche seinerseits geltend 
macht. 
 

Vertragsstrafe bei neuen Terminen? 
OLG Naumburg, U.v. 14.03.2013 - 2 U 44/12 

LEITSAT Z  
1. Für die Beurteilung der Frage, ob die Parteien 
eines Bauvertrages mit der wegen verzögerter 
Zuschlagserteilung im Vergabeverfahren ver-
bundenen Verschiebung des ursprünglichen 
Fertigstellungstermins auch die Vertragsstrafen-
regelung auf den neuen Termin erstreckt haben, 
kommt es auf die Umstände des Einzelfalls an. 
2. Für eine Fortgeltung der Vertragsstrafenver-
einbarung spricht es, wenn die Regelung selbst 
terminneutral formuliert ist, die Notwendigkeit der 
zuletzt getroffenen Vereinbarung eines neuen 
Fertigstellungstermins allein in den Ver-
antwortungsbereich der Auftragnehmerin fällt und 
die Auftragnehmerin z.Zt. der Vereinbarung des 
neuen Fertigstellungstermins alle Umstände 
kennt, die den Grund für die Terminüber-
schreitung bilden. 

PRAXI SH INWEIS  
Kommt es im Zuge der Bauausführung zu einer 
Bauzeitverlängerung, stellt sich häufig die Frage, 
ob vereinbarte Vertragsstrafenregelungen auch 
für die verschobenen Termine gelten. Vorliegend 
kommt das OLG Naumburg zu dem Ergebnis, 
dass die Vertragsstrafenregelung auch für die 
neue Ausführungsfrist gilt. Dabei stellt das Ge-
richt maßgebend auf die Umstände des Einzel-
falls ab. Die Parteien hatten einvernehmlich einen 
neuen Fertigstellungstermin vereinbart, nachdem 
es zu witterungsbedingten Unterbrechungen der 
Leistungen gekommen war. Da die Vertrags-
strafenregelung terminneutral formuliert war, d.h. 
keinen bestimmten Termin vorsah, und sich die 
Parteien auf einen neuen Endfertigstellungs-
termin einigten, gelten nach Auffassung des OLG 
Naumburg die ursprünglichen Vereinbarungen 
einschließlich der Vertragsstrafenregelungen wei-
ter. 
 

* Kein amtlicher Leitsatz 



 TSP  Theißen Stollhoff & Partner Rechtsanwaltsgesellschaft Seite 3 

 

 

Verzug mit der Herausgabe  
der Mängelbürgschaft 

LG Berlin, U.v. 19.06.2013 - 85 S 70/13 

LEITSAT Z  
1. Die Verpflichtung zur Herausgabe einer Bürg-
schaft stellt eine Holschuld dar.* 
2. Es fehlt an einer verzugsbegründenden Mah-
nung für die Rückgabe der Bürgschaft, wenn der 
Auftragnehmer dem Auftraggeber nicht seinen 
Abholwillen bekundet.* 

PRAXI SH INWEIS  
In dem diesem Urteil zugrunde liegendem Fall 
hatte der Auftragnehmer den Auftraggeber nach 
Ablauf der Gewährleistungsfrist unter Frist-
setzung aufgefordert, die Gewährleistungsbürg-
schaft zurückzugeben. Der Auftraggeber gab die 
Bürgschaft jedoch erst nach Ablauf der gesetzten 
Frist zurück. Daraufhin machte der Auftrag-
nehmer die Avalzinsen als Verzugsschaden 
geltend. Das LG Berlin stellt dazu fest, dass die 
Verpflichtung zur Herausgabe der Bürgschafts-
urkunde eine Holschuld darstelle. Der Auftrag-
geber sei mit der Rückgabe in Verzug geraten, 
weil der Auftragnehmer mit seiner Aufforderung 
zur Rückgabe keinen Abholungswillen bekundet 
habe. 
 

Befangenheit des Sachverständigen 
OLG Saarbrücken, B.v. 08.07.2013 - 5 W 64/13 

LEITSAT Z  
Ein Sachverständiger, der einen Ortstermin 
durchführt, obwohl eine Partei der Gegenseite 
den Zutritt zum Terminsort verweigert, kann mit 
Erfolg abgelehnt werden. 
 

Technisches Neuland 
OLG Koblenz, B.v. 30.01.2013 - 5 U 324/12 

LEITSAT Z  
1. Wer mit der von ihm versprochenen Werk-
leistung "technisches Neuland" betritt, haftet bei 
Nichteintritt des Erfolgs auch dann, wenn er sein 
eigenes Leistungsvermögen und die technische 
Beherrschbarkeit der anstehenden Probleme 
falsch eingeschätzt hat. 

2. Die Behauptung, der Dauerbetrieb eines Holz-
gasheizkraftwerks scheitere nur daran, dass die 
vom Besteller eingesetzten Betriebsstoffe un-
geeignet seien, ist unerheblich, solange der 
Werkunternehmer nicht aufzeigt, welche Be-
triebsstoffe sich für den Dauerbetrieb eignen und 
wo der Besteller sie beschaffen kann. 
3. Die tatsächliche Nutzung einer Werkleistung 
oder wesentlicher Teile derselben bringt nur dann 
den Abnahmewillen des Bestellers zum Aus-
druck, wenn es irgendeinen Anhalt dafür gibt, 
dass die Nutzung Ausdruck der Absicht ist, das 
Werk als im Wesentlichen vertragsgemäß zu 
akzeptieren. Daran fehlt es, wenn die vorüber-
gehende Nutzung nur der Minderung des an-
sonsten drohenden Betriebsausfallschadens 
dient. 
4. (...) 
 

Schwarzgeldabrede I 
OLG Schleswig, U.v. 16.08.2013 - 1 U 24/13 

LEITSAT Z  
Ist vereinbart, dass Handwerkerleistungen zum 
Teil ohne Rechnung erbracht werden, damit der 
Umsatz den Steuerbehörden teilweise verheim-
licht werden kann (Schwarzgeldabrede), ist der 
geschlossene Vertrag insgesamt nichtig und 
kann der Handwerker von dem Auftraggeber 
weder die vereinbarte Zahlung noch Auf-
wendungsersatz aus GoA oder die Erstattung 
des Wertes der von ihm bereits erbrachten 

B A U P R O D U K T E N V E R O R D N U N G  L Ö S T  
B A U P R O D U K T E N R I C H T L I N I E  A B  

Die seit 1989 geltende Bauprodukten-
Richtlinie (BPR) wurde am 01.07.2013 von der 
neuen Bauproduktenverordnung (BauPVO) 
abgelöst. Dies hat zur Folge, dass Bau-
produkte, die nach dem 01.07.2013 in Verkehr 
gebracht werden, den Anforderungen der 
BauPVO entsprechen müssen. Die neue Ver-
ordnung definiert u.a. den Herstellerbegriff 
und bestimmt die Pflichten aller beteiligten 
Wirtschaftsakteure. Die neue BauPVO gilt 
nicht für Bauprodukte, die sich bereits auf dem 
Markt befinden. 
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handwerklichen Leistungen aus Leistungs-
kondiktion verlangen. 
 

Schwarzgeldabrede II 
BGH, U.v. 01.08.2013 - VII ZR 6/13 

LEITSAT Z  
1. § 1 Abs. 2 Nr. 2 SchwarzArbG enthält das 
Verbot zum Abschluss eines Werkvertrages, 
wenn dieser Regelungen enthält, die dazu 
dienen, dass eine Vertragspartei als Steuer-
pflichtige ihre sich aufgrund der nach dem Ver-
trag geschuldeten Werkleistungen ergebenden 
steuerlichen Pflichten nicht erfüllt. 
2. Das Verbot führt jedenfalls dann zur Nichtigkeit 
des Vertrages gemäß § 134 BGB, wenn der 
Unternehmer vorsätzlich hiergegen verstößt und 
der Besteller den Verstoß des Unternehmers 
kennt und bewusst zum eigenen Vorteil ausnutzt. 
3. Mängelansprüche des Bestellers bestehen in 
diesem Fall grundsätzlich nicht. 
 

A r c h i t e k t e n r e c h t  
Pflichten des Bauüberwachers 

OLG Düsseldorf, U.v. 06.11.2012 - 23 U 156/11 

LEITSAT Z  
1. Die Bauüberwachung durch den Architekten 
darf sich auch bei einfachen, gängigen Tätig-
keiten nicht darauf beschränken, die von den 
jeweiligen Auftragnehmern vorgelegten Papiere 
zur vorgesehenen Bauausführung (hinsichtlich 
Materialien bzw. Arbeitsweisen) einer bloßen 
Durchsicht vom Büroschreibtisch aus zu unter-
ziehen, ob sie mit den Vorgaben der Planung 
vollständig übereinstimmen. Vielmehr muss der 
wegen seiner besonderen Fachkunde mit der 
Bauüberwachung betraute Architekt seine Fach-
kunde auch vertragsgemäß dahingehend ein-
setzen, dass er - zumindest stichprobenhaft - 
Überprüfungen an Ort und Stelle vornimmt. 
2. Arbeiten im Bereich des Bodenaustauschs 
zwecks fachgerechter Gründung einer Industrie-
halle gehören (ebenso das Betonieren/Bewehren 
von Sohlplatten) zu gefahrenträchtigen Arbeiten 
mit typischen Gefahrenquellen im Rahmen eines 
kritischen Bauabschnittes, bei denen verschärfte 
Anforderungen an die Bauüberwachung durch 
den Architekten zu stellen sind, da die Gründung 

eines Gebäudes für dessen mangelfreie Er-
richtung und dauerhaften schadlosen Bestand 
von grundlegender Bedeutung ist und sich nach-
trägliche Feststellungen dazu regelmäßig als 
außerordentlich schwierig und aufwendig dar-
stellen. 
3. Verschärfte Anforderungen an die Bauüber-
wachung sind auch dann zu stellen, wenn die 
Baugründung auf Basis eines Baugrundgut-
achtens mit besonderen Vorgaben an die 
Materialien (einschl. deren in der Fachwelt 
bereits diskutierten hinreichenden Raum-
beständigkeit bei Verwendung im Hochbau), an 
deren Be-/Verarbeitung bzw. an sonstige Einzel-
heiten eines danach notwendigen Bodenaus-
tauschs erfolgen soll. 
4. Verschärfte Anforderungen an die Bauüber-
wachung des Architekten bestehen auch dann, 
wenn die Planung durch handschriftliche Ab-
änderungen des Leistungsverzeichnisses durch 
den (Erd-)Bauunternehmer geändert worden ist. 
5. Liegen Mängel des Bauwerks vor, die typi-
scherweise entdeckt werden mussten, so spricht 
der Anscheinsbeweis für eine Bauaufsichts-
pflichtverletzung des Architekten. 
6. Tatsächliche Erkenntnisse aus einem vor-
herigen selbständigen Beweisverfahren, die über 
den schriftsätzlichen Tatsachenvortrag im Streit-
verfahren hinausgehen, sind zu berücksichtigen, 
wenn sich eine Partei diese ausdrücklich oder 
konkludent als Sachvortrag zu Eigen macht. 
7. Dies gilt auch in Bezug auf zulässige Beweis-
fragen zur "technischen Verantwortung" von Ar-
chitekt/Bauunternehmer bzw. Lieferant. 

PRAXI SH INWEIS  
In dem vom OLG Düsseldorf in II. Instanz ent-
schiedenen Fall war eine Architekten GbR auf 
Schadensersatz in Höhe von € 1,55 Mio. und 
Feststellung weitergehender Schadensersatz-
pflicht in Anspruch genommen worden. Den Ar-
chitekten wurde ein Bauüberwachungsver-
schulden vorgeworfen, das darin gesehen wurde, 
dass die Architekten einen Bodenaustausch, der 
in einem Baugrundgutachten zur Gründung 
empfohlen worden war, nicht hinreichend über-
wacht hätten. Der Neubau einer Industriehalle 
hatte hierdurch Setzungsschäden erlitten.  
Das OLG Düsseldorf stellt in II. Instanz fest, dass 
Bauleistungen und Bauabschnitte, die besondere 
Gefahrenquellen mit sich bringen, eine erhöhte 
Überwachungspflicht des Architekten nach sich 
ziehen. Dies gilt nach der bisherigen Recht-
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sprechung insbesondere für Abdichtungs-, Däm-
mungs- und Isolierungsarbeiten und sämtliche 
Bauleistungen, die besondere Wichtigkeit für das 
Bauwerk haben. So wurden in der Recht-
sprechung bislang bei bauphysikalisch wichtigen 
Bauleistungen, d.h. Schallschutz, Wärme-
dämmung, Brandschutz, Feuchtigkeitssperren, 
usw. erhöhte Überwachungspflichten des Archi-
tekten statuiert. Das OLG Düsseldorf fordert nun 
diese erhöhten Überwachungspflichten auch im 
Fall eines Bodenaustauschs, der aufgrund eines 
Baugrundgutachtens zur Gründung erforderlich 
ist. Entsprechend zu der bisherigen Recht-
sprechung, der zufolge erhöhte Überwachungs-
pflichten auch dann bestehen, wenn die Planung 
eines Dritten realisiert wird, erwachsen diese er-
höhten Überwachungspflichten nach Auffassung 
des OLG Düsseldorf auch dann, wenn – wie vor-
liegend – der Erdbauunternehmer einzelne 
Positionen des Leistungsverzeichnisses hand-
schriftlich geändert hat.  
Zu Lasten der Architekten hat das OLG Düssel-
dorf im vorliegenden Fall ferner einen Anscheins-
beweis für ein Objektüberwachungsverschulden 
der Architekten statuiert. Liegen hiernach Mängel 
eines Bauwerks vor, die typischerweise im 
Rahmen der Objektüberwachung entdeckt 
werden mussten, so spricht nach Auffassung des 
OLG Düsseldorf der Anscheinsbeweis für eine 
Bauaufsichtsverletzung der Architekten. Dann 
obliegt es im Prozess den Architekten, den An-
scheinsbeweis durch Darlegung ihrer hin-
reichenden Überwachungstätigkeiten zu ent-
kräften, ehe es zur normalen Beweislastver-
teilung kommt. Diese Rechtsprechung stellt an 
die von den Architekten vorzuhaltende 
Dokumentation zum Nachweis der Erfüllung ihrer 
Objektüberwachungspflichten besondere An-
forderungen. Architekten und Ingenieure sind gut 
beraten, im Rahmen ihrer Objektüberwachungs-

leistungen für besonders wichtige, schwierige 
oder gefahrträchtige Bauabschnitte im Einzelnen 
zu dokumentieren, wann sie mit welcher Intensi-
tät welche Überwachungstätigkeiten vor-
genommen haben. Nur so kann es im Schadens-
fall und Prozess dann gelingen, den zu Lasten 
der Architekten statuierten Anscheinsbeweis zu 
entkräften. 
 

Mitverschulden des Auftraggebers 
BGH, U.v. 15.05.2013 - VII ZR 257/11 

LEITSAT Z  
1. (...) 
2. Den Auftraggeber trifft grundsätzlich die Oblie-
genheit, dem Tragwerksplaner die für die 
mangelfreie Erstellung der Statik erforderlichen 
Angaben zu den Boden- und Grundwasserver-
hältnissen zu machen. Hat er unzutreffende An-
gaben gemacht und ist deshalb die Statik 
mangelhaft, trifft den Auftraggeber für einen 
daraus entstehenden Schaden eine Mithaftung 
wegen Verschuldens gegen sich selbst. 
3. Hat der von dem Auftraggeber beauftragte 
planende Architekt die unzutreffenden Angaben 
gemacht, muss sich der Auftraggeber dessen 
Verschulden gemäß §§ 254, 278 BGB zurechnen 
lassen. 

PRAXI SH INWEIS  
Für die Realisierung eines Bauvorhabens muss 
der Auftraggeber oftmals mehrere Planer und Un-
ternehmen beauftragen, deren Leistungen teil-
weise aufeinander aufbauen. Kommt es zu Pla-
nungs- oder Baumängeln, wird dem Auftraggeber 
häufig ein Mitverschulden wegen mangelhafter 
Vorleistungen entgegengehalten. Nach §§ 254, 
278 BGB muss sich nämlich der Auftraggeber ein 
Verschulden des von ihm beauftragten Er-
füllungsgehilfen anrechnen lassen. Erfüllungs-
gehilfe des Auftraggebers gegenüber den Bau-
unternehmen ist z.B. der Architekt. Denn Aufgabe 
des Auftraggebers ist es dem Bauunternehmen 
einwandfreie Pläne und Unterlagen zur Ver-
fügung zu stellen. Gleiches gilt im Verhältnis zum 
bauüberwachenden Architekten. Hat der vom 
Auftraggeber beauftragte planende Architekt 
fehlerhafte Pläne übergeben oder unzutreffende 
Angaben gemacht, muss der Auftraggeber sich 
dessen Verschulden gemäß §§ 254, 278 BGB 
zurechnen lassen. Nichts anders soll im Verhält-
nis des Auftraggebers zum Statiker gelten. Zwar 

HOAI  201 3  I N  K R A F T  G E T R E T E N  
Die am 24.04.2013 vom Bundeskabinett und 
am 07.06.2013 vom Bundesrat ver-
abschiedete Neufassung der Honorarordnung 
für Architekten und Ingenieure (HOAI) ist am 
16.07.2013 im Bundesgesetzblatt (BGBl. I S. 
2276) verkündet werden. Sie trat somit am 
17.07.2013 in Kraft. Planerverträge, die ab 
dem 17.07.2013 geschlossen werden, unter-
fallen der Anwendung der neuen HOAI 2013. 
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darf der Auftraggeber bei der Beauftragung eines 
Architekten und eines Statikers darauf vertrauen, 
dass diese in der erforderlichen Weise zu-
sammenwirken. Das rechtfertigt nach Ansicht des 
BGH jedoch nicht, den Auftraggeber von der Ver-
antwortung für die Entstehung des Schadens zu 
befreien, die ihm über §§ 254, 278 BGB für ein 
schuldhaftes Verhalten seines Architekten als 
Erfüllungsgehilfen zugewiesen ist. Dass der feh-
lerhaft informierte Statiker seinerseits verpflichtet 
ist, die ihm vom Auftraggeber zur Verfügung ge-
stellten Informationen gewissenhaft zu über-
prüfen, ändert an dem Grundsatz der Zu-
rechnung nichts. 
 

Riskante Bodenverhältnisse 
BGH, U.v. - VII ZR 4/12 

LEITSAT Z  
1. Der mit der Grundlagenermittlung beauftragte 
Architekt muss mit dem Auftraggeber erörtern, ob 
dieser trotz ihm bekannter risikoreicher Boden-
verhältnisse - hier: unzureichende Standsicher-
heit des Bauvorhabens wegen der Lage an 
einem abbruchgefährdeten Steilhang - an dem 
Bauvorhaben festhalten will. 
2. Unterlässt der Architekt die gebotene Er-
örterung, ist er beweispflichtig dafür, dass der 
Auftraggeber an dem Bauvorhaben festgehalten 
hätte, wenn ihm die Gefährdung in ihrer ganzen 
Tragweite bewusst gemacht worden wäre. 
3. Diese Grundsätze gelten auch für den Trag-
werksplaner, weil auch er im Rahmen der von 
ihm vertraglich übernommenen Grundlagen-
ermittlung standortbezogene Einflüsse unter Be-
rücksichtigung der Bodenverhältnisse in Zu-
sammenarbeit mit dem Auftraggeber klären 
muss. 
4. Muss sich dem Auftraggeber aufgrund eigener 
Kenntnis tatsächlicher Umstände aufdrängen, 
dass die Planung des Architekten sowie die 
Statik des Tragwerksplaners eine bestimmte Ge-
fahrenlage in Kauf nehmen, verstößt der Auftrag-
geber regelmäßig gegen die in seinem eigenen 
Interesse bestehende Obliegenheit, sich selbst 
vor Schaden zu bewahren, wenn er die Augen 
vor der Gefahrenlage verschließt und das Bau-
vorhaben durchführt.* 
 

Mindestsatzunterschreitung I 
OLG Koblenz, U.v. 21.12.2011 - 1 U 158/11 

LEITSAT Z  
1. Der Architekt verhält sich grundsätzlich treu-
widrig, wenn er in Kenntnis der Unwirksamkeit 
der Honorarvereinbarung (und um den Auftrag zu 
erhalten) eine solche gleichwohl trifft, sich aber 
die Mindestsatzabrechnung vorbehält.* 
2. Der Auftraggeber kann jedoch nur dann auf 
den unwirksam vereinbarten Honorarsatz be-
stehen, wenn er seinerseits Vertrauensschutz in 
diese Absprache genießt. Erforderlich ist dazu, 
dass er in die Wirksamkeit der Absprache ver-
traut hat, in sie vertrauen durfte und ihm die 
Zahlung der Differenz zwischen dem Honorarsatz 
und dem höheren Mindestsatz unzumutbar ist.* 
3. Die Vorstellungen des Auftraggebers werden 
nur dann Gegenstand des Architektenvertrags, 
wenn sie dem Architekten bekannt sind und in 
eine konkrete Planungsabsprache münden.* 
 

Mindestsatzunterschreitung II 
OLG Frankfurt, U.v. 02.05.2013 - 3 U 212/11 

LEITSAT Z  
Ob eine Honorarvereinbarung nach § 4 Abs. 1 
HOAI (alte Fassung) unwirksam ist, ist durch 
einen Vergleich des vereinbarten Honorars mit 
dem sich aus der Honorarordnung ergebenden 
Honorar zu ermitteln. Maßgebend ist allein das 
Ergebnis dieses Vergleichs. Liegt das für einen 
Auftrag bei Auftragserteilung schriftlich verein-
barte Honorar in dem Rahmen, der sich unter 
Zugrundelegung der Mindest- und Höchstsätze 
aus der Honorarordnung ergibt, so ist die Verein-
barung auch dann wirksam, wenn von den 
Honorarbemessungsgrundlagen der HOAI ab-
gewichen wird oder diese ganz außer Kraft 
gesetzt werden. Die Ermittlung des Mindest-
satzes hat durch eine fiktive, nach den Grund-
sätzen der HOAI aufgestellte Vergleichsbe-
rechnung zu erfolgen. Der Architekt hat den 
Mindestsatz substantiiert darzulegen und zu be-
weisen, wenn er sich auf die Unwirksamkeit einer 
Pauschalvereinbarung gemäß § 4 Abs. 1 HOAI 
beruft. 
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V e r g a b e r e c h t  
Bekanntmachung von Eignungsnachweisen 

VK Baden-Württemberg, B.v. 23.10.2012 - 1 VK 37/12 

LEITSAT Z  
Bei einem Verhandlungsverfahren mit vor-
geschaltetem Teilnahmewettbewerb dient der 
Teilnahmewettbewerb der abschließenden Er-
mittlung der geeigneten Bewerber aus deren 
Kreis dann die Bewerber ausgesucht werden, mit 
denen der Auftraggeber den Auftragsinhalt er-
örtern will. Der Auftraggeber hat bereits in der 
Bekanntmachung anzugeben, welche Nachweise 
hierbei zur Prüfung der Eignung vorzulegen sind. 
Aus Gründen der Transparenz ist der Auftrag-
geber an die bekannt gemachten Vorgaben ge-
bunden. Im Nachhinein dürfen davon abweichend 
keine weiteren Eignungsnachweise verlangt 
werden.* 

PRAXI SH INWEIS  
Die Vergabekammer Baden-Württemberg spricht 
in ihrer Entscheidung einen in der Praxis eben so 
häufigen wie vermeidbaren Vergabefehler an: 
Oftmals werden Eignungsnachweise in den EU-
Bekanntmachungsformularen nur unzureichend 
eingetragen. In den anschließend an die Be-
werber/Bieter versandten Vergabeunterlagen 
werden gegenüber den bekannt gemachten 
Eignungsnachweisen zusätzliche oder geänderte 
Nachweise von den Bietern/Bewerbern verlangt. 
Dies ist vergaberechtswidrig. Im Hinblick auf die 
vorzulegenden Eignungsnachweise ist vielmehr 
stets auf eine inhaltliche Kongruenz zwischen 
den in der EU-Bekanntmachung und den in den 
Vergabeunterlagen abgeforderten Eignungs-
nachweisen zu achten. Im vorliegenden Fall hatte 
der Bewerber die fehlende Kongruenz allerdings 
nicht rechtzeitig gerügt, sodass sein Nach-
prüfungsantrag im Ergebnis erfolglos blieb. 
 

Anfahrtszeit als zulässiges  
Eignungskriterium? 

OLG München, B.v. 11.04.2013 - Verg 3/13 

LEITSAT Z  
1. Die europäische Sektorenrichtlinie eröffnet für 
den Auftraggeber die Wahlmöglichkeit, ein offe-
nes oder ein nichtoffenes Verfahren oder ein 

Verhandlungsverfahren durchzuführen. Dies gilt 
auch auf nationaler Ebene. In der Auswahl des 
Verfahrens ist der Auftraggeber im Sektoren-
bereich im Wesentlichen frei, insbesondere gibt 
es keinen Vorrang für das offene Verfahren. Die 
Gründe für die Wahl der Vergabeart müssen 
nicht dokumentiert werden, allerdings darf nur in 
Ausnahmefällen von einem öffentlichen Aufruf 
zum Wettbewerb abgesehen werden.* 
2. Die Mindestbedingung, dass der Auftrag-
nehmer spätestens 30 Minuten nach Eingang 
einer Störmeldung vor Ort sein muss, ist bei der 
Vergabe eines Auftrags über die technische Be-
triebsführung der öffentlichen Wasserver-
sorgungsanlagen und der Schmutzwasserent-
sorgung eine sachlich gerechtfertigte und wett-
bewerbsrechtlich zulässige Festlegung in Bezug 
auf die Eignung.* 

PRAXI SH INWEIS  
Das OLG München stellt in seinem Beschluss 
zunächst klar, dass Auftraggeber im Sektoren-
bereich (Verkehr, Energie, Trinkwasser) die Wahl 
haben, ob sie ein offenes, ein nicht offenes Ver-
fahren oder ein Verhandlungsverfahren durch-
führen. Ein Verhandlungsverfahren ohne 
Bekanntmachung ist jedoch nur in den Aus-
nahmefällen des § 6 Abs. 2 SektVO zulässig (vgl. 
im Einzelnen Theißen/Arndt, SektVO 2010, S. 17 

E-V E R G A B E  A B  M I T T E  2016   
V E R P F L I C H T E N D  

Ab Mitte 2016 sollen alle öffentlichen Auf-
tragsvergaben elektronisch durchgeführt 
werden. Dies sieht eine neue Richtlinie der 
Europäischen Kommission vor. Ziel ist es, die 
Vergabe zu vereinfachen, die Transparenz 
und Effizienz zu erhöhen und eine Zeiterspar-
nis zu erzielen. Dies bedeutet, dass ab 
diesem Zeitpunkt öffentliche Ausschreibungen 
auf Vergabeplattformen im Internet bekannt zu 
machen sind. Vorabinformationen und Zu-
schlagsinformationen sind gleichfalls im Inter-
net zu veröffentlichen. Vergabeunterlagen 
müssen zum Online-Download zur Verfügung 
stehen. Die gesamte Kommunikation mit den 
Bietern erfolgt über die Vergabeplattform. 
Hierdurch soll insbesondere das aufwendige 
Vervielfältigen und Versenden von Vergabe-
unterlagen entfallen. 
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ff.). Von Bedeutung ist ferner die hier vertretene 
Auffassung des Oberlandesgerichts, wonach die 
Erreichbarkeit innerhalb von spätestens 30 
Minuten nach Eingang einer Störmeldung (hier: 
technische Betriebsführung einer öffentlichen 
Wasserversorgungsanlage) ein sachlich gerecht-
fertigtes und damit vergaberechtlich zulässiges 
Eignungskriterium sei. Die Vorgabe einer solchen 
– recht kurzen – Anfahrtszeit als Eignungs-
kriterium schränkt den Kreis der Bieter stark ein, 
was grundsätzlich vergaberechtswidrig sein 
dürfte. Allerdings ist bei dem hier gegebenen Fall 
die öffentliche Sicherheit im Bereich der Wasser-
versorgung bzw. Schmutzwasserentsorgung von 
höherem Gewicht. Der tragende Gedanke, näm-
lich der Schutz der Gesundheit sowie die Sicher-
heit der Anlagen, rechtfertigt es auch in anderen 
Bereichen der öffentlichen Daseinsvorsorge, kur-
ze Erreichbarkeitszeiträume der Auftrag-
nehmer/Lieferanten bei Eingang einer Stör-
meldung als Eignungskriterium in die Vergabe-
unterlagen aufzunehmen. 
 

Aufhebung eines Vergabeverfahren  
nach der SektVO 

VK Sachsen, B.v. 05.06.2012 - 1/SVK/012-12 

LEITSAT Z  
1. Die Überprüfung einer Aufhebungsent-
scheidung eines Vergabefahrens nach der 
SektVO richtet sich nach § 30 SektVO. Danach 
kann ein Vergabeverfahren ganz oder bei Los-
vergabe für einzelne Lose aufgehoben werden. 
Im Gegensatz zu § 17 VOB/A und § 20 EG 
VOL/A 2009 enthält die SektVO in § 30 keine 
Aufzählung von Gründen, aus denen heraus der 
öffentliche Auftraggeber ein Vergabeverfahren 
aufheben oder einstellen kann, ohne Schaden-
ersatzansprüche befürchten zu müssen. Deshalb 
darf eine Nachprüfungsinstanz nicht darauf ver-
fallen, denselben Prüfungsmaßstab an die Auf-
hebung eines Vergabeverfahrens im Sektoren-
bereich anlegen zu wollen, wie er im Bereich der 
VOL/A-EG oder VOB/A zu gelten hat. Eine Auf-
hebung darf jedenfalls nicht gegen das Dis-
kriminierungsverbot verstoßen und muss dem 
Transparenzgebot genügen. 
2. Eine Beendigung eines Vergabeverfahrens im 
Sektorenbereich ist dann möglich, wenn solche 
Aufhebungsumstände in Betracht kommen, die 
auch bei rein privaten Auftraggebern einen Ab-
bruch von Vertragsverhandlungen zulassen, oh-

ne dass dadurch schuldhaft das zwischen den 
Verhandlungsparteien bestehende vorvertrag-
liche Vertrauensverhältnis verletzt wird. Ein un-
eingeschränkter und willkürlicher Entschluss zur 
Aufhebung ist damit ebenso wenig zulässig wie 
eine nur zum Schein erfolgte Aufhebung. 

PRAXI SH INWEIS  
Die Entscheidung der Vergabekammer Sachsen 
spricht einen wesentlichen Unterschied zwischen 
Vergabeverfahren im Sektorenbereich und in 
staatlichen Vergabeverfahren an:  
Anders als die VOB/A bzw. VOL/A enthält § 30 
SektVO keine Aufzählung von Aufhebungs-
gründen. Vielmehr heißt es in § 30 SektVO nur: 
„Ein Vergabeverfahren kann ganz oder bei Los-
vergabe für einzelne Lose aufgehoben werden 
oder im Fall des Verhandlungsverfahrens ein-
gestellt werden.” Die Vergabekammer Sachsen 
stellte daher zu Recht darauf ab, dass eine Auf-
hebung oder Einstellung des Vergabeverfahrens 
im Bereich der Sektorenverordnung bereits dann 
möglich ist, wenn Gründe vorliegen, die auch bei 
rein privaten Auftraggebern eine Beendigung der 
Vertragsverhandlung zulassen, ohne dass dies 
zu Schadensersatzansprüchen wegen „Ver-
letzung des vorvertraglichen Vertrauensverhält-
nisses” führt (so auch: Theißen/Arndt, SektVO, 
2010, 48). Der Vergabestelle ist es natürlich auch 
im Bereich der SektVO stets untersagt, das Ver-
gabeverfahren willkürlich oder nur zum Schein 
aufzuheben. 
 

N E U F A S S U N G  D E R   
EU-V E R G A B E R I C H T L I N I E N   

Am 25.06.2013 wurden die neu gefassten EU-
Richtlinien für Vergaben von klassischen 
öffentlichen Auftraggebern und Sektorenauf-
traggebern und die Richtlinie zur Vergabe von 
Bau-, Liefer- und Dienstleistungskonzessionen 
verabschiedet. Im Oktober 2013 sollen die 
Zustimmung des Rates und die Plenar-
abstimmung erfolgen. Die Richtlinien müssen 
anschließend von den Mitgliedsstaaten noch 
umgesetzt werden. 
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Wertung nicht geforderter Unterlagen 
VK Bund, B.v. 12.04.2013 - VK 1-15/13 

LEITSAT Z  
1. Dem Auftraggeber steht bei der Wertung der 
Angebote nach den bekannt gegebenen Zu-
schlagskriterien (sog. vierte Wertungsstufe) ein 
Beurteilungsspielraum zu. Die Wertung von An-
geboten kann daher nur auf Beurteilungsfehler 
hin überprüft werden.* 
2. Die Bewertung eines Angebots ist be-
urteilungsfehlerhaft, wenn der Auftraggeber das 
Fehlen eines detaillierten Erläuterungsberichts 
beanstandet, die Vorlage eines solchen Berichts 
aber weder in der Wertungsmatrix noch in den 
Vergabeunterlagen verlangt wurde.* 

PRAXI SH INWEIS  
Auch diese Entscheidung behandelt eine Selbst-
verständlichkeit, die in der Vergabepraxis leider 
immer wieder übersehen wird:  
Der Auftraggeber kann nur solche Wertungs-
kriterien seiner Zuschlags-Entscheidung zu-
grunde legen, die er zu Anfang des Vergabever-
fahrens festgelegt und – nebst Gewichtung – den 
Bietern in den Vergabeunterlagen mitgeteilt hat. 
Spätere Abweichungen sind unzulässig. Die Ver-
gabestelle darf bekannt gemachte Zuschlags-
kriterien später nicht verändern, wegfallen lassen 
oder – wie hier - ergänzen. 
 

 
 

Vorgaben des Auftraggebers  
bei VOF-Vergaben 

FunkOLG Düsseldorf, B.v. 12.06.2013 - Verg 7/13 

LEITSAT Z  
1. Auch die funktionale Ausschreibung untersteht 
bestimmten Anforderungen und Be-
schränkungen. Der Auftraggeber muss insoweit 
selbst planen und die notwendigen Festlegungen 
treffen, als er die Zuschlagskriterien, das 
Leistungsziel, die Rahmenbedingungen und die 
wesentlichen Einzelheiten der Leistung in der 
Aufgaben- oder Leistungsbeschreibung anzu-
geben hat. 
2. Auch bei VOF-Ausschreibungen gilt derzeit 
noch das Gebot der Trennung von Eignungs- und 
Zuschlagskriterien. 
3. Eine Kostenberechnung hat der Auftraggeber 
nur bekanntzugeben, wenn sie ihm bereits vor-
liegt, nicht aber dann, wenn sie Gegenstand der 
ausgeschriebenen Planungsleistungen ist. 
4. Unvollständigkeit des Angebots ist auch bei 
Ausschreibungen nach VOF ein Ausschließungs-
grund, obwohl dies in der VOF nicht normiert ist. 
 

I m m o b i l i e n r e c h t  
Abnahmeklausel im Bauträgervertrag 

OLG Düsseldorf, U.v. 23.10.2012 - 23 U 112/11 

LEITSAT Z  
1. Sieht die Abnahmeklausel in den AGB eines 
Bauträgervertrages vor, dass der Erwerber un-
widerruflich eine bestimmte Person (ins-
besondere den Erstverwalter) bevollmächtigen 
muss bzw. darin bereits tatsächlich bevoll-
mächtigt, ist sie unwirksam. Eine solche "ver-
drängende" Abnahmeklausel greift in das 
originäre Abnahmerecht des Erwerbers ein, weil 
er ohne Vorliegen eines wichtigen Grundes, der 
auch zum Widerruf einer an sich unwiderruflichen 
Vollmacht berechtigt, faktisch keine Möglichkeit 
hat, eine Abnahme durch den vorab notarvertrag-
lich bevollmächtigten Verwalter zu verhindern. 
2. Eine Abnahmevollmacht muss daher zwangs-
läufig widerruflich erteilt werden. Um dem Er-
werber nicht zu suggerieren, dass nur der be-
vollmächtigte Verwalter abnehmen darf, muss die 
Klausel i.S. des Transparenzgebots gemäß § 2 
Abs. 1 Nr. 2 AGBG bzw. § 307 Abs. 1 Satz 2 
BGB zusätzlich ausdrücklich klarstellen, dass die 

S C H L I C H T U N G S V E R F A H R E N  I N  D E R  
B A U B R A N C H E  

 
International operierende Unternehmen aus 
der Bauindustrie nehmen insbesondere bei 
Staaten übergreifenden Streitigkeiten über-
durchschnittlich oft ein Schlichtungsverfahren 
in Anspruch, wenn es zu Konflikten und 
Streitigkeiten mit Subunternehmern oder 
Kunden kommt. Nach einer veröffentlichen 
Studie gaben 84 % der Unternehmen an, ein 
Schlichtungsverfahren in internationalen 
Streitigkeiten als Mittel zur Streitbeilegung zu 
nutzen.  
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Vollmacht nicht nur frei widerruflich ist, sondern 
der Erwerber jederzeit auch selbst die Abnahme 
erklären (bzw. verweigern) kann. 
3. In einer als AGB vorformulierten Abnahme-
klausel kann jedenfalls nur eine Person mit der 
Abnahme des Gemeinschaftseigentums betraut 
werden, die nicht aus dem potentiellen Lager des 
Bauträgers stammt, d.h. neutral ist. Damit schei-
den regelmäßig ein vom Bauträger bestellter oder 
gar mit ihm personenidentischer bzw. von ihm 
abhängiger Erstverwalter als taugliche Ab-
nahmeperson aus. 
4. (...) 

PRAXI SH INWEIS  
Auch in Bauträgerkaufverträgen über den Erwerb 
von Wohneigentum hat der Bauträger gegenüber 
jedem einzelnen Erwerber Anspruch auf Ab-
nahme des Bauwerks. Mit der Abnahme beginnt 
die fünfjährige Verjährungsfrist für Mängel-
ansprüche. Die Gefahr des zufälligen Untergangs 
und die Beweislast für das Vorliegen von 
Mängeln gehen mit der Abnahme auf den Er-
werber über. In der Regel werden im Bauträger-
kaufvertrag Teilabnahmen dergestalt vereinbart, 
dass das Sondereigentum und das Gemein-
schaftseigentum getrennt voneinander abzu-
nehmen sind. Das Gemeinschaftseigentum ist 
hierbei von jedem Erwerber abzunehmen. Um 
insbesondere einen einheitlichen Verjährungs-
beginn für Mängelansprüche am Gemeinschafts-
eigentum zu erreichen, hat der Bauträger ein 
Interesse an einer geordneten und gleichzeitigen 
Abnahme des Gemeinschaftseigentums. In der 
Praxis finden sich daher in den Bauträgerkaufver-
träge häufig sog. Vollmachtsklauseln, die eine 
Abnahme durch den vom Bauträger eingesetzten 
Verwalter, einen Architekten, einen Sachver-
ständigen, den Verwaltungsbeirat oder einen 
Dritten vorsehen. Für unwirksam wurden bereits 
Regelungen erklärt, nach der die Auswahl und 
Beauftragung eines Sachverständigen durch den 
Bauträger vorgesehen wurde. Nach Ansicht des 
OLG Düsseldorf scheiden zudem regelmäßig ein 
vom Bauträger bestellter oder gar mit ihm 
personenidentischer bzw. von ihm abhängiger 
Erstverwalter als taugliche Abnahmeperson aus. 
Schließlich muss sich nach der Entscheidung des 
OLG Düsseldorf aus der Vollmachtsklausel ein-
deutig ergeben, dass der Erwerber jederzeit die 
im Vertrag erteilte Abnahmevollmacht widerrufen 
und die Abnahme selbst vornehmen kann. 
Anderenfalls sind solche Klauseln unwirksam. 

Sanierung: Einhaltung aktueller DIN-Normen? 
BGH, U.v. 05.06.2013 - VIII ZR 287/12 

LEITSAT Z  
1. Bei der Beurteilung des Vorliegens eines Man-
gels der Mietsache ist, wenn Parteiabreden zur 
Beschaffenheit der Mietsache fehlen, jedenfalls 
die Einhaltung der maßgeblichen technischen 
Normen geschuldet. Dabei ist nach der Ver-
kehrsanschauung grundsätzlich der bei Er-
richtung des Gebäudes geltende Maßstab anzu-
legen. 
2. Nimmt der Vermieter bauliche Veränderungen 
an einem älteren Gebäude vor, so kann der Mie-
ter, sofern nicht etwas anderes vereinbart ist, nur 
dann erwarten, dass der Tritt- und Luftschall-
schutz anschließend den höheren Anforderungen 
der zur Zeit der baulichen Veränderungen gel-
tenden DIN-Normen genügt, wenn die Maß-
nahmen von der Intensität des Eingriffs in die 
Gebäudesubstanz her mit einem Neubau oder 
einer grundlegenden Veränderung des Gebäudes 
vergleichbar sind. 
3. (...) 

PRAXI SH INWEIS  
Führt der Vermieter Baumaßnahmen durch, die 
von der Intensität des Eingriffs in die Gebäude-
substanz her mit einem Neubau oder einer 
grundlegenden Veränderung des Gebäudes ver-
gleichbar sind, müssen grundsätzlich die zum 
Zeitpunkt der Baumaßnahme geltenden Normen 
beachtet werden. Bei Maßnahmen, die dahinter 
zurückbleiben, ist die Mietsache mangelfrei, 
wenn die zum Zeitpunkt der Errichtung des Ge-
bäudes maßgeblichen Normen eingehalten wer-
den. Im Entscheidungsfall gelangt der BGH zum 
Ergebnis, dass die durchgeführten Maßnahmen 
nicht so umfassend waren, dass die aktuellen 
Anforderungen an den Tritt- und Luftschallschutz 
einzuhalten sind. Der Vermieter ist grundsätzlich 
auch nicht verpflichtet, das Mietobjekt an die ak-
tuellen Standards anzupassen. Dagegen kann 
die Nichteinhaltung von heute geltenden Si-
cherheits- und Gesundheitsstandards einen 
Mietmangel begründen.  
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 –  INTERN –   

 Seminarangebote zur HOAI 2013 
Das Seminarangebot von TSP Theißen Stollhoff & Partner wird gegenwärtig stark nachgefragt. Ins-
besondere zur neuen HOAI 2013, die am 17.07.2013 in Kraft getreten ist, führen die Rechtsanwälte 
von TSP Theißen Stollhoff & Partner im dritten und vierten Quartal zahlreiche Seminarver-
anstaltungen durch. Einen Überblick über das Seminarangebot der Kanzlei finden Sie unter www.ts-
law.de, dort unter „Fachseminar 2013“, verzeichnet. 

 Beratungstätigkeiten der Kanzlei 
TSP erstellt momentan Planungs- und Bauerrichtungsverträge für mehrere größere Bauvorhaben. 
Einen weiteren Schwerpunkt bildet die baubegleitende Rechtsberatung, insbesondere beim Bauen 
im Bestand. Hier ist die Kanzlei in die rechtliche Beratung von Sanierungsvorhaben öffentlicher und 
gewerblicher Auftraggeber eingebunden. Einen weiteren Schwerpunkt der gegenwärtigen Be-
ratungstätigkeiten von TSP stellt schließlich die Begleitung von europaweiten Vergabeverfahren, 
insbesondere im Infrastrukturbereich, dar. 

 Neue Veröffentlichungen der Kanzlei 
Als Band 8 der TSP-Schriftenreihe wurde die Textausgabe der neuen HOAI 2013 herausgegeben. 
Herr RAuN Dr. Rolf Theißen arbeitet gegenwärtig an der dritten Auflage des HOAI – Kommentars 
Pöhlker/Theißen/Adrians, Kommunal- und Schulbuch-Verlag, Wiesbaden, der im vierten Quartal 
2013 erscheinen wird. Des Weiteren wird von RAuN Dr. Rolf Theißen in Kürze eine Kommentierung 
in dem Standardwerk Korbion/Mantscheff/Vygen, HOAI, Beck-Verlag, München, erscheinen. Die 
Rechtsanwälte von TSP erstellen zudem gegenwärtig einen Rechtsleitfaden zur Projektleitung und 
Bauherrenvertretung, der im vierten Quartal 2013 im Bundesanzeiger-Verlag, Köln, veröffentlicht 
wird. 

Baustelle auf Nachbargrundstück 
LG Berlin, B.v. 04.03.2013 - 65 S 201/12 

LEITSAT Z  
1. Sind aufgrund einer erkennbaren Baulücke im 
Umfeld der Mietsache bei Vertragsschluss bereits 
konkrete Anhaltspunkte für mögliche künftige 
Bauarbeiten erkennbar, ist davon auszugehen, 
dass es im Falle einer späteren Bebauung des 
Nachbargrundstücks in einer ortsüblichen Art und 
Weise an einer Abweichung der Ist- von der ver-
traglichen geschuldeten Soll-Beschaffenheit der 
Mietsache fehlt.* 
2. Eine konkludente Beschaffenheitsvereinbarung 
ist auch dann nicht anzunehmen, wenn beim Ver-
tragsschluss auf Anfrage des Mieters der Ver-
mieter den vorhandenen Bauzaun auf dem 
Nachbargrundstück nur als "Müllbarriere" be-
zeichnet hat.* 

PRAXI SH INWEIS  
Nach ständiger Rechtsprechung des Land-
gerichts Berlin und des Kammergerichts ist der 
Mieter zur Mietminderung wegen der Beein-
trächtigungen aufgrund von Bauarbeiten in der 
Nachbarschaft nicht berechtigt, wenn es aufgrund 
einer erkennbaren Baulücke im Umfeld der Miet-
sache bei Abschluss des Mietvertrages bereits 
konkrete Anhaltspunkte für mögliche künftige 
Bauarbeiten gibt. Die herrschende Meinung lehnt 
dagegen einen derartigen Minderungsausschluss 
bei bloßer Vorhersehbarkeit von künftigen Bau-
arbeiten ab. Hiernach ist der Mieter zur Miet-
minderung auch bei vorhersehbaren baustellen-
bedingten Beeinträchtigungen z.B. durch Lärm- 
oder Staubeinwirkungen oder aufgrund von Zu-
gangsbehinderungen berechtigt.  
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1. Formale Prüfung der Rechnung auf Vollständigkeit  und Prüffähigkeit  

 Kennzeichnung als Abschlags-, Schluss- oder Teilschlussrechnung 
 Richtige Nummerierung der Abschlags- bzw. Teilschlussrechnung 
 Vereinbarte Anzahl an Ausfertigungen der Rechnung 
 Bezeichnung der Teilleistungen gemäß Leistungsverzeichnis 
 Aufzählung der einzelnen Teilleistungen in der Reihenfolge des Leistungsverzeichnisses 
 Auflistung aller bisherigen Abschlagszahlungen im Einzelnen mit Ausweis der Umsatzsteuerbeträge  
 Vorliegen der erforderlichen Abrechnungsbelege (z.B. Aufmaße, Liefer- und Wiegescheine, Stundenlohnzettel), 

Zeichnungen und Mengenberechnungen) 

Hinweis: Nicht prüfbare Rechnungen sind unter Angabe der Mängel unverzüglich als nicht prüffähig schriftlich zurückzuweisen.  

2. Inhalt l iche Prüfung der Rechnung 

 Leistungen des Bauvertrages 
 Leistungen der Nachtragsvereinbarungen 
 Zuordnung der Leistung zur richtigen Ordnungszahl des Leistungsverzeichnisses 
 Abrechnungseinheit gemäß Bauvertrag/Leistungsverzeichnis 
 Einhaltung der vereinbarten Abrechnungsregelungen 
 Einhaltung der etwaiger Zahlungspläne 
 Vollständige Erbringung der abgerechneten Teilleistungen einschließlich Nebenleistungen gemäß Bau-

vertrag/Leistungsverzeichnis 
 Bei Schlussrechnungen: Vollständige Erbringung aller vertraglich geschuldeten Leistungen (z.B. Dokumentatio-

nen) 
 Preisverlangen für bestimmte Teilleistungen aufgrund Mengenänderungen 
 Berücksichtigung von Preisnachlässen und Skonti 
 Berücksichtigung einer etwaigen Lohngleit- oder Stoffpreisgleitklausel  
 Übereinstimmung der Mengenansätze in der Rechnung mit den geprüften Ergebnissen der Mengen-

berechnungen  
 Übereinstimmung der verlangten Preise mit den vertraglich vereinbarten Preisen 
 Kontrolle der ausgeführten Leistungen durch Vergleich der Soll- und Ist-Mengen hinsichtlich auffälliger Mengen-

verschiebungen 
 Aufklärung bei Wegfall wesentlicher Teilleistungen, insbesondere bei Positionen mit besonders hohen oder nied-

rigen Einheitspreisen 
 Prüfung der Gesamtbeträge und der Rechnungssummen 
 Prüfung der Umsatzsteuerberechnung 
 Vollständige Aufführung aller Abschlagszahlungen 

3. Abzüge und Einbehalte 

 Einbehalte wegen Mängel, Restleistungen oder ausstehender Nachweise  
 Abzüge aus Kostenumlagevereinbarungen 
 Einbehalt wegen fehlender Bürgschaften  
 Gegenforderungen des Auftraggebers (Vertragsstrafenansprüche, Schadensersatz, Ersatzvornahmen) 

 
(* Die aufgeführten Punkte stellen allein eine Checkliste der möglicherweise zu überprüfenden Sachverhalte dar. Sie sind naturgemäß nicht 
abschließend.) 
 

A u f  e i n e n  B l i c k  
 
 

 

 
Checkliste: Prüfung von Abschlags-, Teil- oder Schlussrechnungen* 



<<
  /ASCII85EncodePages false
  /AllowTransparency false
  /AutoPositionEPSFiles true
  /AutoRotatePages /None
  /Binding /Left
  /CalGrayProfile (Dot Gain 15%)
  /CalRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CalCMYKProfile (ISO Coated v2 300% \050ECI\051)
  /sRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CannotEmbedFontPolicy /Error
  /CompatibilityLevel 1.3
  /CompressObjects /Off
  /CompressPages true
  /ConvertImagesToIndexed true
  /PassThroughJPEGImages true
  /CreateJobTicket false
  /DefaultRenderingIntent /Default
  /DetectBlends true
  /DetectCurves 0.0000
  /ColorConversionStrategy /LeaveColorUnchanged
  /DoThumbnails false
  /EmbedAllFonts true
  /EmbedOpenType false
  /ParseICCProfilesInComments true
  /EmbedJobOptions true
  /DSCReportingLevel 0
  /EmitDSCWarnings false
  /EndPage -1
  /ImageMemory 1048576
  /LockDistillerParams true
  /MaxSubsetPct 100
  /Optimize false
  /OPM 1
  /ParseDSCComments true
  /ParseDSCCommentsForDocInfo true
  /PreserveCopyPage true
  /PreserveDICMYKValues true
  /PreserveEPSInfo true
  /PreserveFlatness true
  /PreserveHalftoneInfo false
  /PreserveOPIComments false
  /PreserveOverprintSettings true
  /StartPage 1
  /SubsetFonts false
  /TransferFunctionInfo /Apply
  /UCRandBGInfo /Remove
  /UsePrologue false
  /ColorSettingsFile ()
  /AlwaysEmbed [ true
  ]
  /NeverEmbed [ true
  ]
  /AntiAliasColorImages false
  /CropColorImages true
  /ColorImageMinResolution 300
  /ColorImageMinResolutionPolicy /Warning
  /DownsampleColorImages true
  /ColorImageDownsampleType /Bicubic
  /ColorImageResolution 400
  /ColorImageDepth -1
  /ColorImageMinDownsampleDepth 1
  /ColorImageDownsampleThreshold 1.62500
  /EncodeColorImages true
  /ColorImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterColorImages true
  /ColorImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /ColorACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /ColorImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000ColorACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000ColorImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasGrayImages false
  /CropGrayImages true
  /GrayImageMinResolution 300
  /GrayImageMinResolutionPolicy /Warning
  /DownsampleGrayImages true
  /GrayImageDownsampleType /Bicubic
  /GrayImageResolution 400
  /GrayImageDepth -1
  /GrayImageMinDownsampleDepth 2
  /GrayImageDownsampleThreshold 1.62500
  /EncodeGrayImages true
  /GrayImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterGrayImages true
  /GrayImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /GrayACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /GrayImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000GrayACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000GrayImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasMonoImages false
  /CropMonoImages true
  /MonoImageMinResolution 1200
  /MonoImageMinResolutionPolicy /Warning
  /DownsampleMonoImages false
  /MonoImageDownsampleType /Bicubic
  /MonoImageResolution 1200
  /MonoImageDepth -1
  /MonoImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeMonoImages true
  /MonoImageFilter /CCITTFaxEncode
  /MonoImageDict <<
    /K -1
  >>
  /AllowPSXObjects false
  /CheckCompliance [
    /None
  ]
  /PDFX1aCheck false
  /PDFX3Check true
  /PDFXCompliantPDFOnly true
  /PDFXNoTrimBoxError false
  /PDFXTrimBoxToMediaBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXSetBleedBoxToMediaBox true
  /PDFXBleedBoxToTrimBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXOutputIntentProfile (None)
  /PDFXOutputConditionIdentifier (FOGRA1)
  /PDFXOutputCondition ()
  /PDFXRegistryName (http://www.color.org)
  /PDFXTrapped /False

  /CreateJDFFile false
  /Description <<
    /CHS <>
    /CHT <>
    /DAN <>
    /ESP <>
    /FRA <>
    /ITA (Utilizzare queste impostazioni per creare documenti Adobe PDF che devono essere conformi o verificati in base a PDF/X-3:2002, uno standard ISO per lo scambio di contenuto grafico. Per ulteriori informazioni sulla creazione di documenti PDF compatibili con PDF/X-3, consultare la Guida dell'utente di Acrobat. I documenti PDF creati possono essere aperti con Acrobat e Adobe Reader 4.0 e versioni successive.)
    /JPN <>
    /KOR <>
    /NLD (Gebruik deze instellingen om Adobe PDF-documenten te maken die moeten worden gecontroleerd of moeten voldoen aan PDF/X-3:2002, een ISO-standaard voor het uitwisselen van grafische gegevens. Raadpleeg de gebruikershandleiding van Acrobat voor meer informatie over het maken van PDF-documenten die compatibel zijn met PDF/X-3. De gemaakte PDF-documenten kunnen worden geopend met Acrobat en Adobe Reader 4.0 en hoger.)
    /NOR <>
    /PTB <>
    /SUO <>
    /SVE <>
    /DEU <>
    /ENU (Use these settings to create Adobe PDF documents that are to be checked or must conform to PDF/X-3:2002, an ISO standard for graphic content exchange.  For more information on creating PDF/X-3 compliant PDF documents, please refer to the Acrobat User Guide.  Created PDF documents can be opened with Acrobat and Adobe Reader 4.0 and later.)
  >>
  /Namespace [
    (Adobe)
    (Common)
    (1.0)
  ]
  /OtherNamespaces [
    <<
      /AsReaderSpreads false
      /CropImagesToFrames true
      /ErrorControl /WarnAndContinue
      /FlattenerIgnoreSpreadOverrides false
      /IncludeGuidesGrids false
      /IncludeNonPrinting false
      /IncludeSlug false
      /Namespace [
        (Adobe)
        (InDesign)
        (4.0)
      ]
      /OmitPlacedBitmaps false
      /OmitPlacedEPS false
      /OmitPlacedPDF false
      /SimulateOverprint /Legacy
    >>
    <<
      /AddBleedMarks false
      /AddColorBars false
      /AddCropMarks false
      /AddPageInfo false
      /AddRegMarks false
      /ConvertColors /NoConversion
      /DestinationProfileName ()
      /DestinationProfileSelector /NA
      /Downsample16BitImages true
      /FlattenerPreset <<
        /PresetSelector /HighResolution
      >>
      /FormElements false
      /GenerateStructure false
      /IncludeBookmarks false
      /IncludeHyperlinks false
      /IncludeInteractive false
      /IncludeLayers false
      /IncludeProfiles true
      /MultimediaHandling /UseObjectSettings
      /Namespace [
        (Adobe)
        (CreativeSuite)
        (2.0)
      ]
      /PDFXOutputIntentProfileSelector /DocumentCMYK
      /PreserveEditing true
      /UntaggedCMYKHandling /UseDocumentProfile
      /UntaggedRGBHandling /UseDocumentProfile
      /UseDocumentBleed false
    >>
  ]
>> setdistillerparams
<<
  /HWResolution [2400 2400]
  /PageSize [14173.229 14173.229]
>> setpagedevice


